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Heike Anger
Berlin

Das größte Konjunkturpaket in
der Geschichte der Bundesre-
publik hat zu erheblichen

Fehlentwicklungen bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge geführt. Zu
diesem Ergebnis kommt ein nichtöf-
fentlicher Bericht des Bundesrech-
nungshofs (BRH), der dem Handels-
blatt vorliegt. Die Kritik der Finanz-
kontrolleure richtet sich gegen die
Lockerung des Vergaberechts, die
mit dem Konjunkturpaket II einge-
führt wurde. „Die Vergaberechtslo-
ckerungen haben zu Einschränkun-
gen des Wettbewerbs und der
Transparenz geführt, die in keinem
angemessenen Verhältnis zu ihren
wenigen Vorteilen stehen“, heißt es
in dem Bericht an den Rechnungs-
prüfungsausschuss des Deutschen
Bundestags.

Um die Folgen der internationa-
len Finanzkrise für die Realwirt-
schaft abzumildern und die deut-

sche Wirtschaft anzukurbeln, hatte
die Bundesregierung im Januar
2009 das Konjunkturpaket II in
Höhe von 50 Milliarden Euro ge-
schnürt. Die damit beschlossenen In-
vestitionen sollten möglichst schnell
und unbürokratisch umgesetzt wer-
den. Darum wurde das Vergabe-
recht für öffentliche Aufträge gelo-
ckert. Den Beschaffern von Bund,
Ländern und Kommunen war es da-
mit gestattet, Bauaufträge sowie Lie-
fer- und Dienstleistungsaufträge bis
zu bestimmten Auftragswerten ohne
nähere Begründung „freihändig“,
also ganz ohne Ausschreibung, zu
vergeben oder nur eine beschränkte
Ausschreibung durchzuführen.

Der BRH bewertete nun in sei-
nem Bericht die Auftragsvergabe
bei Dienstleistungen und Lieferun-
gen – nicht aber bei Bauleistungen –
durch die Bundesverwaltung nach
dem „Beschleunigungserlass“. Fa-
zit: Mehr als 80 Prozent der Auf-
träge wurden freihändig vergeben.

Dieses Verfahren sei bevorzugt ge-
wählt worden. Zwar habe die Prü-
fung keine Anhaltspunkte für kon-
krete Korruptionsfälle oder er-
höhte Beschaffungspreise ergeben,
heißt es in dem Gutachten. Insge-
samt hätten die Vergaberechtslocke-

rungen aber „nur wenige“ und zu-
dem vorwiegend „gefühlte“ Vor-
teile gebracht. So sei die Zeiterspar-
nis laut Vergabestellen gering gewe-
sen. „Der Bundesrechnungshof hält
es aufgrund seiner Prüfungser-
kenntnisse für sachgerecht, dass
der Bund die Vergaberechtslocke-

rungen nicht verlängert hat“, heißt
es abschließend.

Dieses Fazit ist brisant. Denn wäh-
rend das Bundeswirtschaftsministe-
rium die Regelung für den Bund
Ende 2010 auslaufen ließ, begeis-
tern sich die Bundesländer noch im-
mer für die „flexible“ Handhabung.
Nordrhein-Westfalen etwa traf be-
reits eine Anschlussregelung, die zu-
nächst bis Ende dieses Jahres läuft,
und hob in der vergangenen Woche
zudem die Schwellenwerte an, ab
denen eine Ausschreibung erst er-
forderlich wird. Baden-Württem-
berg, Rheinland-Pfalz und Bayerns
Kommunen haben die Verfahrenser-
leichterungen ebenfalls verlängert,
Hessen wird in den nächsten Wo-
chen über fortlaufende Lockerun-
gen entscheiden. Damit dürften
künftig in den Ländern wesentlich
mehr öffentliche Aufträge freihän-
dig vergeben werden.

Der Vergaberechtsexperte und
Betreiber des „Vergabeblogs“

Marco Junk bezweifelt, dass hinter
den Beschlüssen der Länder noch
das Bestreben steht, die Konjunk-
tur zu stützen. „Die Anschlussrege-
lungen offenbaren vielmehr, dass
das geltende Vergaberecht weit ent-
fernt ist von jeder Praxistauglich-
keit“, sagt Junk. Ohne Beratung
seien die meisten Ausschreibungen
weder für Beschaffer noch für Bie-
ter beherrschbar. Zudem förderten
viele Länder und Kommunen im
Sinne einer „Kirchturmpolitik“ lie-
ber freihändig die regionale Wirt-
schaft, als sich zu überregionalen
Vergaben zwingen zu lassen. „Für
Wettbewerb und Transparenz ist
das jedoch nicht förderlich“, warnt
Experte Junk. Er plädiert dafür, das
Vergaberecht drastisch zu vereinfa-
chen und zu vereinheitlichen.

Neuen Zündstoff dürfte ein noch
ausstehendes Gutachten des Bun-
deswirtschaftsministeriums zur Sa-
che liefern. Doch das wird bislang
noch unter Verschluss gehalten.

Barbara Gillmann
Berlin

S taatliche Hochschulen stra-
fen die private Konkurrenz
noch immer weitgehend mit
Nichtachtung – doch die

Newcomer sind dabei, ihre Nische
langsam, aber gewaltig auszudeh-
nen. Ihre Zahl hat sich seit der Jahr-
tausendwende fast verdoppelt, von
den knapp 400 Hochschulen in
Deutschland sind heute 101 in priva-
ter Hand – wenn auch im Schnitt
weit kleiner als die staatliche Kon-
kurrenz. Die Studentenzahl steht
kurz vor der Fünf-Prozent-Hürde:
Von insgesamt 2,1 Millionen Studen-

ten in Deutschland büffeln 108 728
an einer privaten Einrichtung.

Die Lage in den einzelnen Bun-
desländern ist jedoch sehr unter-
schiedlich: „Besonders dynamisch“
ist die private Hochschullandschaft
in der Hauptstadt, berichtet Andrea
Frank, Autorin des Länderchecks
des Stifterverbands,
der dem Handelsblatt
vorliegt und der diese
Woche veröffentlicht
wird. Der langjährige
Wissenschaftssenator
Jürgen Zöllner (SPD)
sei „sehr experimen-
tierfreudig“, er macht
Privaten den Einstieg
sehr leicht. Im Extremfall führt das
auch mal zu einer Schließung: So
musste er 2010 die Educon-Hoch-
schule dichtmachen, die Lichtdesig-
ner ausbilden wollte, es aber nicht
tat. Generell müssen private Hoch-
schulen nach einer Anlaufphase
den Test des Wissenschaftsrats be-
stehen.

„Auf der Überholspur“ ist auch
die Hansestadt Bremen, attestiert
der Stifterverband. Stark schneiden
daneben Hamburg und Hessen ab
(siehe Grafik). Die extrem hohe
Zahl der Studenten in Hamburg ist
allerdings dadurch verzerrt, dass
dort zwei Fernhochschulen mit Stu-
denten aus ganz Deutschland ansäs-
sig sind. Das gilt abgeschwächt auch
für Nordrhein-Westfalen (NRW).

Weit abgeschlagen sind aus histo-
rischen Gründen die Ostländer. Nur
Sachsen hat es geschafft, ein nen-
nenswertes privates Hochschulan-
gebot zu etablieren. Früh gestartet
ist Schleswig-Holstein, dann aber
zurückgefallen. Ganz schlecht
schneidet Bayern ab: Der liberale

Wissenschaftsminister des Frei-
staats, Wolfgang Heubisch, ist priva-
ten Lehranstalten zwar wohlgeson-
nen, fördert sie aber nicht.

Andere Minister hingegen erleich-
tern nicht nur die Gründung, son-
dern beteiligen Private auch an För-
derprogrammen. NRW etwa reicht

einen Teil der Hoch-
schulpakt-Gelder an
Private weiter, die
neue Plätze schaffen.

Dabei gilt für Hoch-
schulen wie Schulen in
privater Trägerschaft:
Die Länder sparen un-
term Strich. Nach
Rechnung des Berli-

ner Wiso-Instituts entlasten Privat-
hochschulen den Staat um mehr als
300 Millionen Euro jährlich.

Der Vorsitzende des Verbands
der privaten Hochschulen, Klaus
Hekking, plädierte denn auch für
mehr Pluralität: „Wettbewerb führt
zu Qualitätsverbesserungen, das ist
im Interesse der Studierenden und
der Wirtschaft.“ Dafür müsse der
Staat den Hochschulen mehr Gestal-
tungsfreiheit einräumen und für
Chancengleichheit sorgen.

Zugleich entkräftet der Stifterver-
band den Mythos von der privaten
Elite-Universität: Die Privaten sind
in der Breite keinesfalls so elitär wie
ihr Ruf, der vor allem durch einige
sehr selektive Managementhoch-
schulen entstanden ist. Insgesamt
dominieren praxisorientierte Fach-
hochschulen. Zwei Drittel der Stu-
denten studieren Wirtschaftswis-
senschaften. Dazu kommen Ge-
sundheitsberufe wie Heilpädago-
gen, Hebammen oder psychiatri-
sche Pfleger. Die meisten der flexi-
blen und praxisnahen Privaten leis-

ten „die politisch gewollte Akademi-
sierung am unteren Rand“, lobt Vol-
ker Meyer-Guckel, Vize-Generalse-
kretär des Stifterverbands. Das ge-
lingt auch, weil sie in großem Maße
bieten, was die Staatlichen vielfach
ignorieren: berufsbegleitende und
Teilzeit-Studiengänge.

Auch die Internationalität der Pri-
vaten ist – bis auf einige Ausnahmen
– ein Mär. Eine Nebenrolle spielt
aus Kostengründen auch die For-
schung. Das werde sich auf Sicht
auch nicht ändern, so der Stifterver-
band. Die Qualität der privaten
Lehre wurde nicht untersucht.

Rechnungshof rügt Lockerung des Vergaberechts
Ein geheimer Bericht kritisiert das Vorgehen der Bundesverwaltung bei öffentlichen Aufträgen. Die Länder verlängern die Regelungen.

Privathochschulen
sind populär wie nie
Die privaten Unis und Fachhochschulen in Deutschland boomen – vor
allem in den Stadtstaaten, wie der Ländercheck des Stifterverbands zeigt.
Allerdings sind sie weit weniger elitär und international als ihr Ruf.

Anteil der Studierenden an privaten Hoch-
schulen in Prozent aller Studierenden*

*WS 2010/2011
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80 %
der Aufträge für
Lieferungen und
Dienstleistungen vergab der
Bund ohne Ausschreibung.
Quelle: Bundesrechnungshof
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„Besonders
dynamisch ist die
Landschaft der

privaten
Hochschulen in

Berlin.“
Andrea Frank
Stifterverband
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Tino Andresen
Paris

Gut eine Woche bevor die fran-
zösischen Sozialisten ihren
Kandidaten für die Präsident-

schaftswahl im Frühjahr 2012 be-
stimmen, haben sie bereits das
zweithöchste Amt im Staat erobert.
Am Samstag ist Jean-Pierre Bel zum
ersten sozialistischen Senatspräsi-
denten der 1958 gegründeten Fünf-
ten Republik gewählt worden. Er
setzte sich im ersten Wahlgang sou-
verän mit den Stimmen der linken
Mehrheit und mindestens zwei aus
dem oppositionellen Lager durch.

Verfassungsänderungen zustimmen

Bel löst Gérard Larcher (134 Stim-
men) von der UMP ab, der Partei
von Staatspräsident Nicolas Sar-
kozy. Er unterstützt bei der Vor-
wahl der Sozialisten den Favoriten
François Hollande. Bel ist das gelun-
gen, was auch Hollande anstrebt:
sich eines der Topstaatsämter zu si-
chern, ohne vorher Minister gewe-
sen zu sein.

Der 59-jährige Bel ist ehemaliger
Kommunist und Trotzkist. Seit 1983
ist er Mitglied der Sozialisten. Er
war vielen Franzosen bis zu seiner

Wahl in das Spitzenamt unbekannt,
obwohl er schon seit 1998 im Senat
sitzt und die sozialistische Fraktion
dort seit 2004 führt.

Bel gilt als bescheiden und offen,
als Mann des Ausgleichs. Er hat ver-
sprochen, keine Blockadepolitik zu
betreiben, und will den Senat trans-
parenter machen. Sein Mentor war
der frühere sozialistische Premier-
minister Lionel Jospin.

Bei der indirekten Wahl zum Se-
nat hatten die Linksparteien am 25.
September mit 177 von 348 Sitzen
die absolute Mehrheit errungen.
Der Erfolg wird vielfach als Anfang
vom Ende der Präsidentschaft Sar-
kozys interpretiert. Auch das ei-
gene Lager macht ihn für die Nieder-
lage der UMP verantwortlich. Der
Sozialist Hollande jubilierte ange-
sichts des „Zerfalls des Systems Sar-
kozy: Der Wechsel ist im Gange“.

Die zweite Parlamentskammer
kann Entscheidungen ändern oder
verzögern, aber nicht verhindern.
Das letzte Wort hat meist die Natio-
nalversammlung. Allerdings muss
der Senat Verfassungsänderungen
zustimmen und könnte so die von
Sarkozy geplante Festschreibung ei-
ner Schuldenbremse vereiteln.

Matthias Thibaut
London

Der britische Schatzkanzler
George Osborne fordert
mehr Entschlossenheit bei

der Lösung der Euro-Krise. Eine
Aufstockung des Rettungsfonds
EFSF – „wie immer sie gemacht
wird“ –, eine Stärkung der Banken
und klare Entscheidungen über
Griechenland wären für Großbritan-
nien „die beste Konjunkturspritze,
die es gibt“, sagte Osborne am Mon-
tag auf dem Parteitag der Konserva-
tiven in Manchester. Kritik an sei-
ner Wachstumsstrategie und Forde-
rungen nach defizitfinanzierten
Konjunkturmaßnahmen und Steu-
ersenkungen wies er zurück.

„Unsere Strategie ist die Lösung
des Schuldenproblems“, sagte Os-
borne. Niedrige Zinsen als Anerken-
nung der Märkte für diese Strategie
seien das beste Konjunkturpaket.
Allein einen Prozentpunkt höhere
Zinsen würden britische Hypothe-
kenschuldner zehn Milliarden
Pfund kosten. Bestätigung bekam
er durch die Kreditratingagentur
Standard & Poor’s, die zeitgleich
mit der Rede das britische AAA-Ra-
ting bekräftigte.

Osborne kündigte gestern auch
eine Fülle neuer Hilfen für Unter-
nehmen an. So will er dem Mittel-
stand Zugang zu den Anleihemärk-
ten verschaffen, um den Kreditfluss
an den Banken vorbei zu verbes-
sern. Einschränkungen beim Ar-
beitsrecht sollen Einstellungen er-
leichtern.

Osbornes Wachstumspolitik steht
in der Kritik. Der Wirtschaftsver-
band „Institute of Directors“ legte
einen 15-Punkte-Plan vor, der auch
die Abschaffung des Spitzensteuer-
satzes von 50 Prozent fordert. Bis
2020 müsse die Unternehmen-
steuer auf 15 Prozent gesenkt und
eine maximale Staatsquote von 35
Prozent verwirklicht sein. Großbri-
tannien müsse seinen Ruf als Land
niedriger Steuern wiederherstellen
und Unternehmertalente willkom-
men heißen. Unternehmen seien
„verzweifelt“ über die Strategie der

Regierung, sagte Verbandschef Si-
mon Walker. Der einflussreiche Vor-
sitzende des Wirtschaftsausschus-
ses im Unterhaus, der Tory-Abge-
ordnete Andrew Tyrie, hatte gravie-
rende „Lücken“ in Osbornes Wachs-
tumsstrategie kritisiert, statt eines
kohärenten Plans gebe es „zu viele
widersprüchliche und irrelevante
Initiativen“.

„Niedrige Steuern können nur
permanent sein, wenn der öffentli-
che Haushalt in Ordnung ist“, sagte
Osborne. Sein „Fiskalkonservatis-
mus“ sei Grundlage eines „monetä-
ren Aktivismus“. Offen gab er einer
weiteren Lockerung der Geldpoli-
tik („Quantitative Easing“) der
Bank von England seinen Segen.

Mit einer bewusst nüchternen
Parteitagsregie will die Tory-Füh-
rung in Manchester den rechten
Flügel der Partei in Schach zu hal-
ten. Forderungen nach einem EU-
Referendum vor der Wahl 2015
schmetterte Parteichef David Ca-
meron ab. 74 Prozent der Tories
wollen nach einer Umfrage ein Re-
ferendum über die EU-Mitglied-
schaft Großbritanniens, 60 Pro-
zent würden für den Austritt stim-
men.

Sozialist wird
Senatspräsident
Linker Senat kann Sarkozy das Regieren erschweren.

Briten wollen Konjunktur nicht
mit Schulden finanzieren
George Osborne sieht in der Lösung der Euro-Krise „die beste Konjunkturspritze“.

„Niedrige Steuern
können nur permanent
sein, wenn der Haushalt
in Ordnung ist.“
GeorgeOsborne
Britischer Schatzkanzler
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